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Rechtsgebiete

Schiedsgerichtsbarkeit

Leitsatz

Wird gegen die Vollstreckbarerklärung eines (hier: ausländischen) Schiedsspruchs die

Rechtsbeschwerde erhoben, so kann das Rechtsbeschwerdegericht nach § 1065 II 2 ZPO  in

entsprechender Anwendung von § 707 I 1 ZPO  auf Antrag anordnen, dass die Zwangsvollstreckung gegen

oder ohne Sicherheitsleistung einstweilen eingestellt wird oder nur gegen Sicherheitsleistung stattfindet.

Bei der Entscheidung über einen derartigen Einstellungsantrag sind die widerstreitenden Interessen

von Schuldner und Gläubiger gegeneinander abzuwägen und auch die Erfolgsaussichten des

Rechtsbehelfs summarisch zu prüfen. Nur wenn der Angriff gegen den Titel Aussicht auf Erfolg hat, kann

dem Gläubiger zugemutet werden, mit der Vollstreckung zuzuwarten. [LS der Redaktion]
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